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Herr Liechti, Herr Schoch, Sie sind
wegendesRegierungswahlkampfs
derzeit an vielenVeranstaltungen
imKanton unterwegs.Wodrückt
der Schuh imBaselbiet?
Matthias Liechti: Viele Menschen ha-
bendasGefühl, dass sieFreiheitenver-
lieren, die sie früher hatten. Die Art
und Weise, wie man heute unterwegs
ist, führt dazu, dass sich viele einge-
engt fühlen. Dazu kommen Jobsicher-
heit, Kosten, Wachstum und andere
Bereiche.
Philipp Schoch: Auch die Infrastruktur
ist ein Thema. Dass wir einen Investi-
tionsstau haben, höre ich oft. Es muss
etwas gehen, es muss vorwärtsgehen
im Baselbiet. Das wird oft genannt,
auch wenn esmanchmal etwas unkon-
kret bleibt. Dazu kommt eine gewisse
Hoffnung, dass esmit neuemPersonal
inderRegierunganderswirdalsbisher.

Die Stimmbeteiligung dürfte am 14.
Juniwegen der SVP-Initiative «Kei-
ne 10-Millionen-Schweiz» umeini-
ges höher ausfallen als üblich. Sie
war imWahlkampf eher einNeben-
thema.Warum?
Liechti: Ich glaube, im Kanton Basel-
land istman sich bewusst, dass bei den
Themen, welche die Initiative an-
spricht, ohnehin Handlungsbedarf be-
steht. Das sind der Dichtestress und
der Rückstand bei der Infrastruktur.
Diese Probleme müssen wir im Basel-
biet angehen – unabhängig davon, ob
die Initiative angenommen oder abge-
lehnt wird.
Schoch:Wir leben in einerGrenzregion
und sind stark angewiesen auf Grenz-
gängerinnenundGrenzgänger.Wirha-
ben mit der Pharma in Basel eine star-
ke, global ausgerichtete Branche, die
auch das Baselbiet prägt. Den Leuten
ist bewusst, dass das so ist. Aber eine
direkte Auswirkung auf die Regie-
rungswahlen nehme ich nicht wahr.
Natürlich hat die Initiative einenMobi-
lisierungseffekt, was ich als Vorteil se-
he. Jener von uns zwei, der gewählt
wird, hat eine höhere Legitimation als
bei früherenWahlen.

Herr Liechti, Sie haben sich lange
nicht klar zur «10-Millionen-
Schweiz» positioniert. Haben Sie
sich nun entschieden?
Liechti: Ich tendiere mittlerweile zu
einem Ja. Warum? Die Initiative de-
ckelt die Bevölkerungszahl nicht ewig
bei zehn Millionen. Laut Prognosen
des Bundes knackt die Schweiz zwi-
schen2040und2045die 10-Millionen-
Grenze. Es gibt aber auchModelle, bei
denen das gar nicht so weit kommt.
Vielleicht habenwir irgendwann sogar
eine abnehmende Bevölkerung. Wenn
wir durch die Initiative fünf bis zehn
JahremehrZeit erhalten,umdienötige
Infrastruktur bereitzustellen, ist das
nicht schlecht. Ab 2050 kann der Bun-
desrat die Grenze via Verordnung wie-
der anpassen.
Schoch: Das ist ein sehr theoretischer
Ansatz. Niemand kann sagen, wo wir

2040 oder 2045 stehen werden. Um
das Wirtschaftswachstum aufrechtzu-
erhalten, brauchen wir jetzt Lösungen,
nicht erst 2045.
Liechti: Natürlich, aber wir wissen bei-
de, wie lange politische Prozesse dau-
ern, bis Projekte beschlossen und um-
gesetzt werden. Diese Zeithorizonte
sind bei grossen Infrastrukturprojek-
ten absolut plausibel. Es geht nicht da-
rum, einfach hinter dem Haus einen
Veloweg zu bauen.

Herr Schoch, Sie sind gegen die Ini-
tiative.Haben Sie dieseKarte im
Wahlkampf zuwenig gespielt, um
sich stärkervonMatthiasLiechti ab-
zugrenzen?
Schoch: Wenn man mich im Wahl-
kampf erlebt hat, dann hat man ge-
merkt, dass ich gegen die 10-Millio-
nen-Schweiz bin. Ich habe aber nicht
explizit plakatiert: «Übrigens bin ich
dagegen.» Es gibt im Kanton Proble-
me, die denMenschen näher sind.

Zurück ins Baselbiet. Es ist nicht
klar, wer die Bau- undUmwelt-
schutzdirektion (BUD) nach dem
Rücktritt von IsaacReber über-
nimmt. Ihmwirdvonverschiedener
SeitemangelnderArbeitseifer vor-
geworfen. Ist dieKritik berechtigt?
Schoch: Ichweiss nicht,welche konkre-
ten Projekte Sie meinen. Viele sind
sehr stark politisiert und kommen des-
halb gar nicht in die Realisierung. Das
Regierungsamt kann verschleissend
sein.Vielleicht siehtmanbeimAmtsin-
haber heute nicht mehr das gleiche
Feuer wie im ersten Jahr. Das ist nach-
vollziehbar.

EinBeispiel: In Frenkendorfwird
seit JahrenüberSanierungundNeu-
bau der Sekundarschule diskutiert.
Der Landrat hat 2021 entschieden.
Bis heute ist nichts umgesetzt. Und
das ist kein hoffnungslos verpoliti-
siertes Projekt.
Schoch:Genaudasmeine ich.Wirmüs-
sen bei diesen Projekten vorwärtsma-
chen. Beim Spital ist es ähnlich. Dort
haben wir einen riesigen Investitions-
stau. Wahrscheinlich wird es dort
nochmalseinReferendumgeben.Aber
irgendwann muss man einfach losle-
gen. Das ist mir auch ein Rätsel: Wa-
rumProjektenichtschnellerumgesetzt
werden. Günstiger wird es dadurch si-
cher nicht.
Liechti: Dass es bei vielen Projekten
nicht vorwärtsgeht, zeigen die vielen
Initiativen, Vorstösse und politischen
Debatten. Nicht nur bei grossen inter-
kantonalen oder internationalen Pro-
jektenwie demZubringer Bachgraben.
Hier verstehe ich, dass die Situation
schwierig ist und vielleicht frischer
Wind nötig wäre. Die Direktion wird
seit Jahren kritisiert, wie lange etwa
Baubewilligungsverfahren dauern und
wie undurchsichtig dieEntscheidungs-
findung ist. Ich verstehenicht,weshalb
das nicht funktioniert.

Herr Liechti, warummuss die BUD
zurück in bürgerlicheHände?

Liechti: Zunächst: Isaac Reber war und
ist kein ideologischer Grüner. Man
muss ihmattestieren,dasserpragmati-
sche Ansätze verfolgt hat. Darum
braucht es keinen kompletten Rich-
tungswechsel. Aber vielleicht braucht
es eine andere Fokussierung der Kräf-

te. Er hat enorm viel Energie ins Ener-
giegesetz gesteckt. Aber jetzt muss der
Fokus darauf liegen, die Effizienz in
der Verwaltung zu verbessern undPro-
jekte anzugehen, die finanziert wären,
aber noch nicht umgesetzt wurden.
Diese Woche haben wir im Landrat
wieder darüber diskutiert. Es wurden
neue Schulhäuser gebaut, etwa in Sis-
sach, und Lehrpersonen mussten Ven-
tilatoren aus der eigenen Tasche kau-
fen. Das ist nicht akzeptabel.

Die Strassen imBaselbiet sindüber-
lastet. Herr Schoch, Sie haben ge-
sagt, dass Sie denRheintunnel ab-
lehnen...
Schoch:DerRheintunnel ist keinBasel-
bieter Strassenprojekt. Der Souverän
hat es an der Urne abgelehnt, und das
gilt es zu respektieren.

DasProjekt betrifft das Baselbiet
trotzdem.Was sind IhreRezepte
gegen überlastete Strassen?
Schoch: Es braucht alles, um die Stras-
sen zu entlasten. Zum Beispiel Park-
and-Ride-Anlagen odermehr Leute im
Öffentlichen Verkehr. Eine Person, die
allein im Auto unterwegs ist, verur-
sacht Stau. Jede Person, die den ÖV
nutzt, verhindert Stau.

TrotzÖV-Förderung habenwir
Staus auf den Strassen.
Schoch: Park-and-Ride haben wir nicht
flächendeckendumgesetzt.Dabesteht
noch viel Potenzial. Bis der Bund gros-
se Strassenbauprojekte umgesetzt hat,
vergehen Jahrzehnte. Wir brauchen
jetzt Lösungen. Einfachere Massnah-
men, die bezahlbar sind unddiewir als
Kanton umsetzen können. Beim Bach-
graben stellt sich die Frage: Wie er-
schliesst man das Gebiet besser?
Reicht die heutige ÖV-Erschliessung?
Nein, definitiv nicht. Das Problem im
Bachgraben ist, dass wir auf keinem
Verkehrsträger eine gute Anbindung
haben.
Liechti: Die aktuelle Erschliessung ist
klar ungenügend. Ob der Zubringer
Bachgraben mit neuem Anlauf umge-
setzt oder zuerst angepasst werden
muss, kann ich nicht beantworten. Um
die noch sehr positive Strahlkraft des
Gebietes nicht zu gefährden, müssen
wir aber rasch vorwärtsmachen.

Einverstanden, dass es imBachgra-
ben eine neue Strasse braucht?
Schoch: Das sehe ich auch so. Eine
Strasse ist nötig. Zugleich finde ich,wir
können mit der Tram- und Velo-Er-
schliessung vorwärtsmachen, auch

Nikolaos Schär undHans-M. Jermann

wenn es beim Zubringer noch etwas
länger braucht.

Wie stehenSie zur Idee,Tangential-
verbindungen zu bauen, umdie
Stadt Basel zu umgehen,wie sie et-
wa vonderWirtschaftskammerBa-
sellandmit der «Umfahrung Süd»
gefordertwird?
Schoch:Das ist fürmich schon ein The-
ma. Wir müssen die Täler untereinan-
der besser verbinden. Heute muss fast
der gesamte Verkehr durch das Nadel-
öhr Schweizerhalle. Das Problem be-
trifft nicht nur die Strasse, sondern
auch die Bahn. Wenn man heute von
einem Tal ins andere will, muss man
fast immer überBasel SBB reisen.Dort
gibt es lange Wartezeiten. Auch das
kann’s nicht sein.

Herr Liechti, was sind IhreMobili-
täts-Rezepte fürs Baselbiet?
Liechti: Ich finde, wir dürfen die Ver-
kehrsträger nicht gegeneinander aus-
spielen. Es kann nicht sein, dass man
sagt: Wir bauen keine Strassen mehr,
sondern verbessern nur den ÖV. Bei
Park-and-Ride gibt es Angebote, aber
sie werden oft nicht genutzt, weil sie
nicht dem Bedürfnis der Menschen
entsprechen. Wir müssen bauen, was

die Menschen tatsächlich brauchen.
Wenn wir versuchen, die Gesellschaft
umzuerziehen, funktioniert das nicht.
Nehmen wir das Beispiel Birsfelden:
WegendesStausaufderAutobahngibt
es immer mehr Ausweichverkehr in
den Quartieren. Dann implementiert
die Gemeinde ein restriktives Ver-
kehrsregime. Das ist verständlich,
kann es aber nicht sein.

Nebender vertracktenVerkehrssi-
tuation tickt imBaselbiet eine de-
mografischeBombe.DasBaselbiet
hat die zweitälteste Bevölkerung al-
ler SchweizerKantone...
Schoch: Stichwort: «10-Millionen-
Schweiz», wir brauchen dringend Pfle-
gekräfte ...

... seit Jahren gibt es keinenGebur-
tenüberschussmehr.Womuss die
Regierung ansetzen, umnicht in
eineKrise zu geraten?
Liechti: Ich bin Vater von vier Kindern,
an meiner Familie liegt der Geburten-
rückgang nicht (lacht). Spass beiseite.
Die Diskussion um das Rentenalter
wird uns weiter beschäftigen. Wie wir
mit dem Thema Alter umgehen, ist
nicht nur einBaselbieter Problem, son-
derneinschweizweitesundeuropawei-

tes. Der Vorteil ist: Die Menschen sind
heute bis ins hohe Alter deutlich fitter
als früher, viele stellen sich gerne in
den Dienst der Gesellschaft. Das gibt
Hoffnung, dass man mit Nachbar-
schaftshilfe und ähnlichen Ansätzen
vieles auffangen kann.

«ImBachgraben
ist eine neue
Strasse nötig.
Zugleich finde
ich, wir können
mit der Tramer-
schliessung
vorwärtsmachen.»

Philipp Schoch
Regierungskandidat Grüne

«Wirmüssen
bauen, was die
Menschen brau-
chen.Wennwir
versuchen, sie
umzuerziehen,
funktioniert das
nicht.»

Matthias Liechti
Regierungskandidat SVP

Schoch:Das Problem sind vor allem die
steigenden Kosten – im Baselbiet sind
vorallemdieGemeindenbetroffen.Wir
haben das überhaupt nicht im Griff.
Man kanndas kaumsteuern.Das ande-
re Problem ist, dass uns Arbeitskräfte
wegfallen, weil viele pensioniert wer-
den. Dort haben wir viel zu wenig ge-
macht. Wir sind überhaupt nicht bereit
beiderDigitalisierung–weder imBasel-
bietnochschweizweit.Dortmüssenwir
viel mehr investieren, damit wir auto-
matisieren können. Es fehlen schlicht
dieMenschen, die diese Arbeiten über-
nehmenkönnen.

DieKosten bei der Pflegefinanzie-
rung sind stark angestiegen. der
Kanton hat die Tarifierung andie
Gemeinden zurückgegeben.Diese
sind damit überfordert, dieKosten
sind explodiert.
Schoch:Wir arbeiten heute mit Versor-
gungsregionen, die relativ gross sind.
Das ist grundsätzlich gut so. Aber die
Herausforderung istenorm.Einfachal-
les an die Gemeinden zu delegieren,
funktioniert nicht.
Liechti: Fürmich ist nicht das Problem,
dass die Gemeinden zuständig sind.
Gemeinden sind nahe bei den Leuten
und finden oft die günstigsten Lösun-
gen.DasProblem ist vielmehr, dass die
finanziellen Mittel vom Kanton nicht
mitgegebenwerden.Das passiert stän-
dig – nicht nur imAltersbereich.

Würden Sie als Regierungsrat
Gegensteuer geben?
Liechti: Das wäre eines meiner Haupt-
themen. IndenletztenJahrenhabenwir
als Gemeinden ständig neue Aufgaben
übernommen. Es gibt einen Finanzaus-
gleich und eine Abgeltung der Sonder-
lasten. Aber das System ist unglaublich
komplex.Manmüsstedasvieleinfacher
und transparenter gestalten. Mein Vor-
schlag: Geht eine Aufgabe vom Kanton
an die Gemeinden über, müsste gleich
mitentschieden werden, wie viele
Steuerprozente dazugehören.
Schoch: Ich bin gleicherMeinung.Wenn
man die Defizite der Gemeinden an-
schaut und siemit denKantonsfinanzen
vergleicht, sieht man eine riesige Lücke.
DasBaselbietkannnichterfolgreichsein,
wennesdenGemeindenschlechtgeht.

ZumThemaSteuern. Von bürgerli-
cher Seitewird imLandrat eineSen-
kung der Einkommenssteuern ge-
fordert. Herr Schoch, böten Sie als
Regierungsrat dazuHand?
Schoch: Nein. Das Finanzierungsver-
hältnis im Kanton stimmt nicht. Wenn
der Kanton die Steuern senkt, sind da-
vonauchdieGemeindenbetroffen. Sie
brauchendieseEinnahmenunbedingt,
ihnen geht es finanziell nicht gut. Dem
Kanton geht es zwar aktuell besser,
aber nur, weil gewisse Massnahmen
umgesetzt wurden. Gleichzeitig haben
wir einen riesigen Investitionsstau.
Deshalb können wir die Einkommens-
steuern nicht senken.

Herr Liechti, vonGemeindeseite
hörtman, die Senkung derVermö-
gens- undderUnternehmens-
steuern hätte grosse Löcher in ihre
Kassen gerissen. Sindweitere
Steuersenkungen verkraftbar?
Liechti:Wennwir soweitermachenmit
dem Ausgabenwachstum der letzten
Jahre, dann bringt sie nichts. Wir müs-
sen endlich bei den Ausgaben hin-
schauen. Weitere Steuersenkungen
sind dann verantwortbar.
Schoch:Aberwirmüssen investieren.
Liechti: Investitionen sind buchhalte-
risch etwas anderes. Das sind lang-

fristige Anlagen, die abgeschrieben
werden. Das hat direkt nichts mit
demWachstumder laufendenAusga-
ben zu tun. Wir müssen uns fragen:
Welche Leistungen wollen wir uns
weiterhin leisten, welche nichtmehr?
Wenn wir es schaffen, die Verwal-
tung effizienter zu machen, wird sie
vielleicht auch günstiger – ohne Qua-
litätsverlust.

Einverstanden,Herr Schoch?
Schoch: Nein. Matthias, Du sagst, wir
könnten uns Steuersenkungen leis-
ten, wenn wir disziplinierter wären.
Aber die Investitionen kommen eben
nicht aus dem laufenden Budget,
sondern müssen trotzdem finanziert
werden. Wir müssen in den nächsten
Jahren wahrscheinlichmehr investie-
ren als bisher. Dafür brauchenwir die
bestehenden Steuereinnahmen.
Liechti: Ich verstehe Dich richtig: Du
würdest die Steuern erhöhen, um Inf-
rastrukturvorhaben zu finanzieren?
Schoch: Der Kanton finanziert Infra-
struktur über Steuern und Gebühren.
Anders geht das nicht. Es gibt im Ba-
selbiet Stimmen, die finden,man sol-
le Steuersenkungen rückgängig ma-
chen. Es gibt im Baselbiet grosse und
potente Firmen, die kaum Steuern
zahlen. Dort könnte man schon an-
setzen.
Liechti: Ja genau:Unternehmen stärker
belasten, die Arbeitsplätze im Kanton
schaffen. Lassen wir die Ironie: Ich
glaube nicht, dass uns das als Wirt-
schaftskantonweiterbringt.
Schoch:Das ist einerwiesenesKonzept.
Eine gute Infrastruktur ist dieGrundla-
ge für eine florierende Wirtschaft. Ich
möchte Arbeitsplätze anziehen, die
bleiben.

Schlussfrage. Am 14. Juni steht eine
Richtungswahl an.Herr Schoch,
wenn Sie verlieren, droht denGrü-
neneinweitererBedeutungsverlust.
Wie gross ist derDruck?
Schoch:DerDruck ist da, das spüre ich.
Aber am 14. Juni geht es nicht einfach
um die Grünen, sondern um meine
Person. Die Frage ist: Soll meine Per-
son in den Regierungsrat gewählt wer-
den? Ich habe in vielen Interviews ge-
sagt, dass ich pragmatisch bin. Das hat
gewissen Leuten in meiner Partei
wahrscheinlich nicht immer gefallen.
Aber wenn man gewählt werden will,
muss man der Mitte der Bevölkerung
Antworten geben.

Sie habenmal gesagt, dass Sie es bei
einerNiederlage am 14. Juni allen-
falls 2027 bei denGesamterneue-
rungswahlen nochmalswissen
möchten.Wie viele Stimmenpro-
zent sind dazunötig?
Schoch:Esmüsste am14. Juni eine sehr
knappeNiederlagesein,damit ich2027
nochmals antrete. Ich rede von einem
Anteil von 47 Prozent odermehr.

Herr Liechti, verlieren Sie am14. Ju-
ni,dannhatdieSVPzumdrittenMal
in Serie eineRegierungswahl in den
Sandgesetzt.Damitkönnte interner
Streit neu aufflammen.Wie stark
spüren Sie denDruck?
Liechti: Ich spüre vor allem grossen
Rückhalt in meiner Partei. Klar ist die
Erwartungda, dass es beimdrittenMal
klappt. Ein Vorteil ist dieses Mal, dass
wir die Herausforderer sind. Ob ich
nochmals kandidiere, falls es nicht
klappt, hängt von der Situation ab.
Einerseits konnte ich durch den Wahl-
kampf meine Bekanntheit massiv stei-
gern, andererseits ist ein solcher auch
sehr zeitintensiv.

Grosse Unterschiede, das-
selbe Ziel: Philipp Schoch
(Grüne) undMatthias
Liechti (SVP) wollen in die
Regierung. Bild: Kenneth Nars

Schoch ist gegen Steuersenkungen, Liechti für mehr Sparwillen
Am 14. Juni steht im Baselbiet eine Richtungswahl an.
Grünen-Regierungskandidat Philipp Schoch und
Matthias Liechti (SVP) präsentieren im Streitgespräch
ihre Rezepte für die drängendsten Probleme
des Kantons.
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Herr Liechti, Herr Schoch, Sie sind
wegendesRegierungswahlkampfs
derzeit an vielenVeranstaltungen
imKanton unterwegs.Wodrückt
der Schuh imBaselbiet?
Matthias Liechti: Viele Menschen ha-
bendasGefühl, dass sieFreiheitenver-
lieren, die sie früher hatten. Die Art
und Weise, wie man heute unterwegs
ist, führt dazu, dass sich viele einge-
engt fühlen. Dazu kommen Jobsicher-
heit, Kosten, Wachstum und andere
Bereiche.
Philipp Schoch: Auch die Infrastruktur
ist ein Thema. Dass wir einen Investi-
tionsstau haben, höre ich oft. Es muss
etwas gehen, es muss vorwärtsgehen
im Baselbiet. Das wird oft genannt,
auch wenn esmanchmal etwas unkon-
kret bleibt. Dazu kommt eine gewisse
Hoffnung, dass esmit neuemPersonal
inderRegierunganderswirdalsbisher.

Die Stimmbeteiligung dürfte am 14.
Juniwegen der SVP-Initiative «Kei-
ne 10-Millionen-Schweiz» umeini-
ges höher ausfallen als üblich. Sie
war imWahlkampf eher einNeben-
thema.Warum?
Liechti: Ich glaube, im Kanton Basel-
land istman sich bewusst, dass bei den
Themen, welche die Initiative an-
spricht, ohnehin Handlungsbedarf be-
steht. Das sind der Dichtestress und
der Rückstand bei der Infrastruktur.
Diese Probleme müssen wir im Basel-
biet angehen – unabhängig davon, ob
die Initiative angenommen oder abge-
lehnt wird.
Schoch:Wir leben in einerGrenzregion
und sind stark angewiesen auf Grenz-
gängerinnenundGrenzgänger.Wirha-
ben mit der Pharma in Basel eine star-
ke, global ausgerichtete Branche, die
auch das Baselbiet prägt. Den Leuten
ist bewusst, dass das so ist. Aber eine
direkte Auswirkung auf die Regie-
rungswahlen nehme ich nicht wahr.
Natürlich hat die Initiative einenMobi-
lisierungseffekt, was ich als Vorteil se-
he. Jener von uns zwei, der gewählt
wird, hat eine höhere Legitimation als
bei früherenWahlen.

Herr Liechti, Sie haben sich lange
nicht klar zur «10-Millionen-
Schweiz» positioniert. Haben Sie
sich nun entschieden?
Liechti: Ich tendiere mittlerweile zu
einem Ja. Warum? Die Initiative de-
ckelt die Bevölkerungszahl nicht ewig
bei zehn Millionen. Laut Prognosen
des Bundes knackt die Schweiz zwi-
schen2040und2045die 10-Millionen-
Grenze. Es gibt aber auchModelle, bei
denen das gar nicht so weit kommt.
Vielleicht habenwir irgendwann sogar
eine abnehmende Bevölkerung. Wenn
wir durch die Initiative fünf bis zehn
JahremehrZeit erhalten,umdienötige
Infrastruktur bereitzustellen, ist das
nicht schlecht. Ab 2050 kann der Bun-
desrat die Grenze via Verordnung wie-
der anpassen.
Schoch: Das ist ein sehr theoretischer
Ansatz. Niemand kann sagen, wo wir

2040 oder 2045 stehen werden. Um
das Wirtschaftswachstum aufrechtzu-
erhalten, brauchen wir jetzt Lösungen,
nicht erst 2045.
Liechti: Natürlich, aber wir wissen bei-
de, wie lange politische Prozesse dau-
ern, bis Projekte beschlossen und um-
gesetzt werden. Diese Zeithorizonte
sind bei grossen Infrastrukturprojek-
ten absolut plausibel. Es geht nicht da-
rum, einfach hinter dem Haus einen
Veloweg zu bauen.

Herr Schoch, Sie sind gegen die Ini-
tiative.Haben Sie dieseKarte im
Wahlkampf zuwenig gespielt, um
sich stärkervonMatthiasLiechti ab-
zugrenzen?
Schoch: Wenn man mich im Wahl-
kampf erlebt hat, dann hat man ge-
merkt, dass ich gegen die 10-Millio-
nen-Schweiz bin. Ich habe aber nicht
explizit plakatiert: «Übrigens bin ich
dagegen.» Es gibt im Kanton Proble-
me, die denMenschen näher sind.

Zurück ins Baselbiet. Es ist nicht
klar, wer die Bau- undUmwelt-
schutzdirektion (BUD) nach dem
Rücktritt von IsaacReber über-
nimmt. Ihmwirdvonverschiedener
SeitemangelnderArbeitseifer vor-
geworfen. Ist dieKritik berechtigt?
Schoch: Ichweiss nicht,welche konkre-
ten Projekte Sie meinen. Viele sind
sehr stark politisiert und kommen des-
halb gar nicht in die Realisierung. Das
Regierungsamt kann verschleissend
sein.Vielleicht siehtmanbeimAmtsin-
haber heute nicht mehr das gleiche
Feuer wie im ersten Jahr. Das ist nach-
vollziehbar.

EinBeispiel: In Frenkendorfwird
seit JahrenüberSanierungundNeu-
bau der Sekundarschule diskutiert.
Der Landrat hat 2021 entschieden.
Bis heute ist nichts umgesetzt. Und
das ist kein hoffnungslos verpoliti-
siertes Projekt.
Schoch:Genaudasmeine ich.Wirmüs-
sen bei diesen Projekten vorwärtsma-
chen. Beim Spital ist es ähnlich. Dort
haben wir einen riesigen Investitions-
stau. Wahrscheinlich wird es dort
nochmalseinReferendumgeben.Aber
irgendwann muss man einfach losle-
gen. Das ist mir auch ein Rätsel: Wa-
rumProjektenichtschnellerumgesetzt
werden. Günstiger wird es dadurch si-
cher nicht.
Liechti: Dass es bei vielen Projekten
nicht vorwärtsgeht, zeigen die vielen
Initiativen, Vorstösse und politischen
Debatten. Nicht nur bei grossen inter-
kantonalen oder internationalen Pro-
jektenwie demZubringer Bachgraben.
Hier verstehe ich, dass die Situation
schwierig ist und vielleicht frischer
Wind nötig wäre. Die Direktion wird
seit Jahren kritisiert, wie lange etwa
Baubewilligungsverfahren dauern und
wie undurchsichtig dieEntscheidungs-
findung ist. Ich verstehenicht,weshalb
das nicht funktioniert.

Herr Liechti, warummuss die BUD
zurück in bürgerlicheHände?

Liechti: Zunächst: Isaac Reber war und
ist kein ideologischer Grüner. Man
muss ihmattestieren,dasserpragmati-
sche Ansätze verfolgt hat. Darum
braucht es keinen kompletten Rich-
tungswechsel. Aber vielleicht braucht
es eine andere Fokussierung der Kräf-

te. Er hat enorm viel Energie ins Ener-
giegesetz gesteckt. Aber jetzt muss der
Fokus darauf liegen, die Effizienz in
der Verwaltung zu verbessern undPro-
jekte anzugehen, die finanziert wären,
aber noch nicht umgesetzt wurden.
Diese Woche haben wir im Landrat
wieder darüber diskutiert. Es wurden
neue Schulhäuser gebaut, etwa in Sis-
sach, und Lehrpersonen mussten Ven-
tilatoren aus der eigenen Tasche kau-
fen. Das ist nicht akzeptabel.

Die Strassen imBaselbiet sindüber-
lastet. Herr Schoch, Sie haben ge-
sagt, dass Sie denRheintunnel ab-
lehnen...
Schoch:DerRheintunnel ist keinBasel-
bieter Strassenprojekt. Der Souverän
hat es an der Urne abgelehnt, und das
gilt es zu respektieren.

DasProjekt betrifft das Baselbiet
trotzdem.Was sind IhreRezepte
gegen überlastete Strassen?
Schoch: Es braucht alles, um die Stras-
sen zu entlasten. Zum Beispiel Park-
and-Ride-Anlagen odermehr Leute im
Öffentlichen Verkehr. Eine Person, die
allein im Auto unterwegs ist, verur-
sacht Stau. Jede Person, die den ÖV
nutzt, verhindert Stau.

TrotzÖV-Förderung habenwir
Staus auf den Strassen.
Schoch: Park-and-Ride haben wir nicht
flächendeckendumgesetzt.Dabesteht
noch viel Potenzial. Bis der Bund gros-
se Strassenbauprojekte umgesetzt hat,
vergehen Jahrzehnte. Wir brauchen
jetzt Lösungen. Einfachere Massnah-
men, die bezahlbar sind unddiewir als
Kanton umsetzen können. Beim Bach-
graben stellt sich die Frage: Wie er-
schliesst man das Gebiet besser?
Reicht die heutige ÖV-Erschliessung?
Nein, definitiv nicht. Das Problem im
Bachgraben ist, dass wir auf keinem
Verkehrsträger eine gute Anbindung
haben.
Liechti: Die aktuelle Erschliessung ist
klar ungenügend. Ob der Zubringer
Bachgraben mit neuem Anlauf umge-
setzt oder zuerst angepasst werden
muss, kann ich nicht beantworten. Um
die noch sehr positive Strahlkraft des
Gebietes nicht zu gefährden, müssen
wir aber rasch vorwärtsmachen.

Einverstanden, dass es imBachgra-
ben eine neue Strasse braucht?
Schoch: Das sehe ich auch so. Eine
Strasse ist nötig. Zugleich finde ich,wir
können mit der Tram- und Velo-Er-
schliessung vorwärtsmachen, auch

Nikolaos Schär undHans-M. Jermann

wenn es beim Zubringer noch etwas
länger braucht.

Wie stehenSie zur Idee,Tangential-
verbindungen zu bauen, umdie
Stadt Basel zu umgehen,wie sie et-
wa vonderWirtschaftskammerBa-
sellandmit der «Umfahrung Süd»
gefordertwird?
Schoch:Das ist fürmich schon ein The-
ma. Wir müssen die Täler untereinan-
der besser verbinden. Heute muss fast
der gesamte Verkehr durch das Nadel-
öhr Schweizerhalle. Das Problem be-
trifft nicht nur die Strasse, sondern
auch die Bahn. Wenn man heute von
einem Tal ins andere will, muss man
fast immer überBasel SBB reisen.Dort
gibt es lange Wartezeiten. Auch das
kann’s nicht sein.

Herr Liechti, was sind IhreMobili-
täts-Rezepte fürs Baselbiet?
Liechti: Ich finde, wir dürfen die Ver-
kehrsträger nicht gegeneinander aus-
spielen. Es kann nicht sein, dass man
sagt: Wir bauen keine Strassen mehr,
sondern verbessern nur den ÖV. Bei
Park-and-Ride gibt es Angebote, aber
sie werden oft nicht genutzt, weil sie
nicht dem Bedürfnis der Menschen
entsprechen. Wir müssen bauen, was

die Menschen tatsächlich brauchen.
Wenn wir versuchen, die Gesellschaft
umzuerziehen, funktioniert das nicht.
Nehmen wir das Beispiel Birsfelden:
WegendesStausaufderAutobahngibt
es immer mehr Ausweichverkehr in
den Quartieren. Dann implementiert
die Gemeinde ein restriktives Ver-
kehrsregime. Das ist verständlich,
kann es aber nicht sein.

Nebender vertracktenVerkehrssi-
tuation tickt imBaselbiet eine de-
mografischeBombe.DasBaselbiet
hat die zweitälteste Bevölkerung al-
ler SchweizerKantone...
Schoch: Stichwort: «10-Millionen-
Schweiz», wir brauchen dringend Pfle-
gekräfte ...

... seit Jahren gibt es keinenGebur-
tenüberschussmehr.Womuss die
Regierung ansetzen, umnicht in
eineKrise zu geraten?
Liechti: Ich bin Vater von vier Kindern,
an meiner Familie liegt der Geburten-
rückgang nicht (lacht). Spass beiseite.
Die Diskussion um das Rentenalter
wird uns weiter beschäftigen. Wie wir
mit dem Thema Alter umgehen, ist
nicht nur einBaselbieter Problem, son-
derneinschweizweitesundeuropawei-

tes. Der Vorteil ist: Die Menschen sind
heute bis ins hohe Alter deutlich fitter
als früher, viele stellen sich gerne in
den Dienst der Gesellschaft. Das gibt
Hoffnung, dass man mit Nachbar-
schaftshilfe und ähnlichen Ansätzen
vieles auffangen kann.

«ImBachgraben
ist eine neue
Strasse nötig.
Zugleich finde
ich, wir können
mit der Tramer-
schliessung
vorwärtsmachen.»

Philipp Schoch
Regierungskandidat Grüne

«Wirmüssen
bauen, was die
Menschen brau-
chen.Wennwir
versuchen, sie
umzuerziehen,
funktioniert das
nicht.»

Matthias Liechti
Regierungskandidat SVP

Schoch:Das Problem sind vor allem die
steigenden Kosten – im Baselbiet sind
vorallemdieGemeindenbetroffen.Wir
haben das überhaupt nicht im Griff.
Man kanndas kaumsteuern.Das ande-
re Problem ist, dass uns Arbeitskräfte
wegfallen, weil viele pensioniert wer-
den. Dort haben wir viel zu wenig ge-
macht. Wir sind überhaupt nicht bereit
beiderDigitalisierung–weder imBasel-
bietnochschweizweit.Dortmüssenwir
viel mehr investieren, damit wir auto-
matisieren können. Es fehlen schlicht
dieMenschen, die diese Arbeiten über-
nehmenkönnen.

DieKosten bei der Pflegefinanzie-
rung sind stark angestiegen. der
Kanton hat die Tarifierung andie
Gemeinden zurückgegeben.Diese
sind damit überfordert, dieKosten
sind explodiert.
Schoch:Wir arbeiten heute mit Versor-
gungsregionen, die relativ gross sind.
Das ist grundsätzlich gut so. Aber die
Herausforderung istenorm.Einfachal-
les an die Gemeinden zu delegieren,
funktioniert nicht.
Liechti: Fürmich ist nicht das Problem,
dass die Gemeinden zuständig sind.
Gemeinden sind nahe bei den Leuten
und finden oft die günstigsten Lösun-
gen.DasProblem ist vielmehr, dass die
finanziellen Mittel vom Kanton nicht
mitgegebenwerden.Das passiert stän-
dig – nicht nur imAltersbereich.

Würden Sie als Regierungsrat
Gegensteuer geben?
Liechti: Das wäre eines meiner Haupt-
themen. IndenletztenJahrenhabenwir
als Gemeinden ständig neue Aufgaben
übernommen. Es gibt einen Finanzaus-
gleich und eine Abgeltung der Sonder-
lasten. Aber das System ist unglaublich
komplex.Manmüsstedasvieleinfacher
und transparenter gestalten. Mein Vor-
schlag: Geht eine Aufgabe vom Kanton
an die Gemeinden über, müsste gleich
mitentschieden werden, wie viele
Steuerprozente dazugehören.
Schoch: Ich bin gleicherMeinung.Wenn
man die Defizite der Gemeinden an-
schaut und siemit denKantonsfinanzen
vergleicht, sieht man eine riesige Lücke.
DasBaselbietkannnichterfolgreichsein,
wennesdenGemeindenschlechtgeht.

ZumThemaSteuern. Von bürgerli-
cher Seitewird imLandrat eineSen-
kung der Einkommenssteuern ge-
fordert. Herr Schoch, böten Sie als
Regierungsrat dazuHand?
Schoch: Nein. Das Finanzierungsver-
hältnis im Kanton stimmt nicht. Wenn
der Kanton die Steuern senkt, sind da-
vonauchdieGemeindenbetroffen. Sie
brauchendieseEinnahmenunbedingt,
ihnen geht es finanziell nicht gut. Dem
Kanton geht es zwar aktuell besser,
aber nur, weil gewisse Massnahmen
umgesetzt wurden. Gleichzeitig haben
wir einen riesigen Investitionsstau.
Deshalb können wir die Einkommens-
steuern nicht senken.

Herr Liechti, vonGemeindeseite
hörtman, die Senkung derVermö-
gens- undderUnternehmens-
steuern hätte grosse Löcher in ihre
Kassen gerissen. Sindweitere
Steuersenkungen verkraftbar?
Liechti:Wennwir soweitermachenmit
dem Ausgabenwachstum der letzten
Jahre, dann bringt sie nichts. Wir müs-
sen endlich bei den Ausgaben hin-
schauen. Weitere Steuersenkungen
sind dann verantwortbar.
Schoch:Aberwirmüssen investieren.
Liechti: Investitionen sind buchhalte-
risch etwas anderes. Das sind lang-

fristige Anlagen, die abgeschrieben
werden. Das hat direkt nichts mit
demWachstumder laufendenAusga-
ben zu tun. Wir müssen uns fragen:
Welche Leistungen wollen wir uns
weiterhin leisten, welche nichtmehr?
Wenn wir es schaffen, die Verwal-
tung effizienter zu machen, wird sie
vielleicht auch günstiger – ohne Qua-
litätsverlust.

Einverstanden,Herr Schoch?
Schoch: Nein. Matthias, Du sagst, wir
könnten uns Steuersenkungen leis-
ten, wenn wir disziplinierter wären.
Aber die Investitionen kommen eben
nicht aus dem laufenden Budget,
sondern müssen trotzdem finanziert
werden. Wir müssen in den nächsten
Jahren wahrscheinlichmehr investie-
ren als bisher. Dafür brauchenwir die
bestehenden Steuereinnahmen.
Liechti: Ich verstehe Dich richtig: Du
würdest die Steuern erhöhen, um Inf-
rastrukturvorhaben zu finanzieren?
Schoch: Der Kanton finanziert Infra-
struktur über Steuern und Gebühren.
Anders geht das nicht. Es gibt im Ba-
selbiet Stimmen, die finden,man sol-
le Steuersenkungen rückgängig ma-
chen. Es gibt im Baselbiet grosse und
potente Firmen, die kaum Steuern
zahlen. Dort könnte man schon an-
setzen.
Liechti: Ja genau:Unternehmen stärker
belasten, die Arbeitsplätze im Kanton
schaffen. Lassen wir die Ironie: Ich
glaube nicht, dass uns das als Wirt-
schaftskantonweiterbringt.
Schoch:Das ist einerwiesenesKonzept.
Eine gute Infrastruktur ist dieGrundla-
ge für eine florierende Wirtschaft. Ich
möchte Arbeitsplätze anziehen, die
bleiben.

Schlussfrage. Am 14. Juni steht eine
Richtungswahl an.Herr Schoch,
wenn Sie verlieren, droht denGrü-
neneinweitererBedeutungsverlust.
Wie gross ist derDruck?
Schoch:DerDruck ist da, das spüre ich.
Aber am 14. Juni geht es nicht einfach
um die Grünen, sondern um meine
Person. Die Frage ist: Soll meine Per-
son in den Regierungsrat gewählt wer-
den? Ich habe in vielen Interviews ge-
sagt, dass ich pragmatisch bin. Das hat
gewissen Leuten in meiner Partei
wahrscheinlich nicht immer gefallen.
Aber wenn man gewählt werden will,
muss man der Mitte der Bevölkerung
Antworten geben.

Sie habenmal gesagt, dass Sie es bei
einerNiederlage am 14. Juni allen-
falls 2027 bei denGesamterneue-
rungswahlen nochmalswissen
möchten.Wie viele Stimmenpro-
zent sind dazunötig?
Schoch:Esmüsste am14. Juni eine sehr
knappeNiederlagesein,damit ich2027
nochmals antrete. Ich rede von einem
Anteil von 47 Prozent odermehr.

Herr Liechti, verlieren Sie am14. Ju-
ni,dannhatdieSVPzumdrittenMal
in Serie eineRegierungswahl in den
Sandgesetzt.Damitkönnte interner
Streit neu aufflammen.Wie stark
spüren Sie denDruck?
Liechti: Ich spüre vor allem grossen
Rückhalt in meiner Partei. Klar ist die
Erwartungda, dass es beimdrittenMal
klappt. Ein Vorteil ist dieses Mal, dass
wir die Herausforderer sind. Ob ich
nochmals kandidiere, falls es nicht
klappt, hängt von der Situation ab.
Einerseits konnte ich durch den Wahl-
kampf meine Bekanntheit massiv stei-
gern, andererseits ist ein solcher auch
sehr zeitintensiv.

Grosse Unterschiede, das-
selbe Ziel: Philipp Schoch
(Grüne) undMatthias
Liechti (SVP) wollen in die
Regierung. Bild: Kenneth Nars

Schoch ist gegen Steuersenkungen, Liechti für mehr Sparwillen
Am 14. Juni steht im Baselbiet eine Richtungswahl an.
Grünen-Regierungskandidat Philipp Schoch und
Matthias Liechti (SVP) präsentieren im Streitgespräch
ihre Rezepte für die drängendsten Probleme
des Kantons.


